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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bunderates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 214. Sit- 
zung am 5. Februar 1960 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestag am 20. Januar 1960 verabschiedeten 


Gesetzes zur Reinhaltung der Bundeswasser- 
straßen (WStrRG) 

— Drucksachen 46, 1501 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel der Aufhebung des 
Gesetzesbeschlusses des Bundestages einberufen wird. 

Begründung 

Der Bundesrat sieht sich aus verfassungsrechtlichen Gründen 
nicht in der Lage, dem Gesetzesbeschluß des Bundestages zu 
folgen. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß der Bund nach Artikel 74 
Nr. 21 GG keine Gesetzgebungskompetenz zum Erlaß des Ge- 
setzes hat. 

Das Gesetz enthält mit Ausnahme einiger Vorschriften Rege- 
lungen, die die Bewirtschaftung des Wassers in mengen- und 
gütemäßiger Hinsicht zum Gegenstand haben, also Vorschrif- 
ten, für die der Bund nur die Gesetzgebungskompetenz nach 
Artikel 75 Nr. 4 GG (Wasserhaushalt) hat. Artikel 74 Nr. 21 
GG steht nicht in der Weise neben Artikel 75 Nr. 4 GG, 
daß er dem Bund eine bezüglich der Bundeswasserstraßen 
umfassende Kompetenz gebe, auf Grund deren für diese auch 
Einzelvorschriften erlassen werden könnten, die den Wasser- 
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haushalt betreffen. Die Fassung des Artikels 75 Nr. 4 GG ent- 
behrt jedes Hinweises in dieser Richtung (vgl. im Gegensatz 
dazu Artikel 75 Nr. 1 i. V. ni. Artikel 73 Nr. 8 GG oder auch 
Artikel 74 Nr. 23 i. V. m. Artikel 73 Nr. 6 GG). Es ist des- 
halb davon auszugehen, daß beide Kompetenzen in der Weise 
selbständig nebeneinanderstehen, daß die des Artikels 74 
Nr. 21 GG nicht die in Artikel 75 Nr. 4 GG behandelte Materie 
umfaßt. Eine wasserrechtliche Sonderregelung für die Bundes- 
wasserstraßen wäre auch im Hinblick auf die notwendig ein- 
heitliche Behandlung der Gewässer in bezug auf Regelungen 
des Wasserhaushalts kaum durchführbar. Artikel 74 Nr. 21 GG 
betrifft hiernach nur solche Regelungen über die Bundeswas- 
serstraßen, die sich auf das Verkehrswesen einschließlich des 
Ausbaues der Wasserstraßen beziehen. Dies ergibt sich auch 
aus dem Wortlaut und insbesondere auch aus dem Zusammen- 
hang der Nr. 21 bis 23 des Artikels 74 GG. Die Nr. 23 umfaßt 
den Eisenbahnverkehr, die Nr. 22 den Straßenverkehr, die 
Nr. 21 dementsprechend den Wasserverkehr. 

Außerdem fehlt die verfassungsrechtliche Grundlage dafür, daß 
das Gesetz von der bundeseigenen Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung durchgeführt wird. Die verfassungsrechtliche 
Grundlage kann nicht in Artikel 89 GG gesehen werden. Der 
Bundesrat ist vielmehr der Auffassung, daß die Länder die 
Kompetenz haben, die wasserwirtschaftlich und landeskulturell 
erforderlichen Verwaltungsmaßnahmen zu treffen. Der Bund 
hat nach Artikel 89 GG die Verwaltungskompetenz nur in An- 
gelegenheiten des Wasserstraßenverkehrs. In wasserwirt- 
schaftlichen und landeskulturellen Angelegenheiten kommt 
dem Bund dagegen eine Verwaltungskompetenz in keinem 
Falle zu. Entgegen der in der Stellungnahme des Bundesrates 
vom 29. November 1957 vertretenen Auffassung hat sich auf 
Grund neuer eingehender Erörterungen ergeben, daß Verwal- 
tungsakte auf dem Gebiet der Verkehrswirtschaft einerseits 
und auf dem Gebiet der Landeskultur und der Wasserwirt- 
schaft anderereits rechtlich stets getrennt werden können, so 
daß der Gesichtspunkt des überwiegenden Interesses des Bun- 
des als Verkehrsverwaltung nicht in Betracht gezogen zu wer- 
den braucht. Der Bundesrat ist der Auffassung, daß Artikel 89 
GG nach seiner Entstehungsgeschichte die Verwaltungskompe- 
tenz des Bundes nicht anders festlegt als Artikel 97 WRV 
in der Auslegung, die diese Bestimmung in dem Urteil des 
Staatsgerichtshofes vom 12. Dezember 1925 (RGZ Band 112 An- 
hang S. 42) gefunden hat (vgl. hierzu die Stellungnahme des 
Bundesrates zum Entwurf eines Wasserhaushaltsgesetzes — 
BT-Drucksache 2072 der 2. Wahlperiode Anlage 2). 

Im Schriftlichen Bericht des Bundestagsausschusses für Atom- 
kernenergie und Wasserwirtschaft vom 9. Dezember 1959 (BT- 
Drucksache 1501) ist als Auffassung des Ausschusses nieder- 
gelegt, daß in dem Verfassungsrechtsstreit zwischen der Bun- 
desregierung und dem Land Hessen — 2 BvF 2/57 — die Frage 
der Verfassungsmäßigkeit des vorliegenden Gesetzesbeschlus- 
ses nicht berührt zu werden brauche. Dies trifft jedoch nicht zu. 
Vielmehr wird die Begründung der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts auch zu den verfassungsrechtlichen Grund- 
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lagen des Gesetzesbeschlusses vom 20. Januar 1960 Stellung 
zu nehmen haben. Schon im Hinblick auf die dem Verfassungs- 
gericht vom Grundgesetz zugewiesene Stellung sollte ein Ge- 
setz mit einem dem Gesetzesbeschluß des Bundestages vom 
20. Januar 1960 entsprechenden Inhalt jedenfalls nicht vor der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts erlassen werden. 

Aber auch abgesehen von den dargelegten verfassungsrecht- 
lichen Erwägungen hält der Bundesrat den im vorliegenden 
Gesetz gewählten Weg für sachlich bedenklich. In gleicher 
Weise wie die Bundesregierung und der Bundestag mißt der 
Bundesrat dem Problem der Reinhaltung der Bundeswasser- 
straßen größte Bedeutung bei. Zur Ausfüllung des vom Bund 
erlassenen Rahmengesetzes über den Wasserhaushalt vom 
27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1110) haben die Länder umfassende 
Wassergesetze vorbereitet, die sich insbesondere auch mit 
dem Gemeingebrauch an Gewässern, mit der Entnahme von 
Wasser und der Zuführung von Stoffen befassen, also für alle 
Gewässer eines Landes mit dem gleichen sachlichen Gegen- 
stand, den das vorliegende Bundesgesetz für einen Teil der 
Gewässer, die Bundeswasserstraßen, zu regeln beabsichtigt. 
Würde das vorliegende Gesetz erlassen, so würde die einheit- 
liche Zuständigkeit zur Wasserbewirtschaftung innerhalb der 
Landesgebiete aufgespalten. Überschneidungen und Unstim- 
migkeiten, die für das Ziel der Reinhaltung der Gewässer nach- 
teilig wären, ließen sich nicht vermeiden. 


von Hassel 

Vizepräsident 


Bonn, den 5. Februar 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 21. Januar 1960 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt 


von Hassel 

Vizepräsident 
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